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Manfred Hoithus

Internationale 
Unternehmen imVakuum

Die deutsclie Außenwirtscliaft stand bisher unter einem günstigen Stern.
Liberale Gesetze bewahrten sie vor einschneidenden Kontrollen der grenz­

überschreitenden Transaktionen. Die Wirtschaft ihrerseits belohnte den Gesetz­
geber mit ständigen Exportsteigerungen — der vermeintlich wirksamsten Medizin 
gegen „englische“ und andere Krankheiten.

Zeitweilige „Überschußerscheinungen“ ließen allerdings bei manchem schon den 
Verdacht keimen, daß soviel außenwirtschaftliche Freiheit wohl auch einen Preis 
haben müsse. Zwei DM-Aufwertungen sollten Preiskorrekturen erwirken, doch 
der Erfolg war mäßig. Und bald überwog auch nach der zweiten Währungsände­
rung der Stolz darüber, wie gut doch die Wirtschaft diese „kalte Dusche“ über­
standen habe, die Enttäuschung über den Mißerfolg der Maßnahme.

Eigentlich hätte außenwirtschaftlich alles harmonisch weiterlaufen können, wenn 
nicht der Finanzminister in seinem Bemühen, die zahlreichen Löcher in dem 
Säckel zu suchen und zu stopfen, aus dem die überfälligen inneren Reformen 
finanziert werden sollen, eines gefunden hätte, das wiederum von der Außen­
wirtschaft herrührt: die Steuerflucht multinationaler Konzerne. International ver­
flochtene Unternehmen können nämlich durch Manipulation der internen Ver­
rechnungspreise, durch Gründung von Holdinggesellschaften in Steueroasen oder 
durch gegenseitige Kreditgewährung ihre Gewinne weitgehend der Besteuerung 
entziehen.

Diese Vorgänge verdeutlichen, wie inkonsistent die Politik gegenüber den inter­
nationalen Wirtschaftsbeziehungen geworden ist. Denn noch orientiert sich die 
Außenwirtschaftspolitik an den Fakten, die in einem früheren Zeitalter dominier­
ten. Der Handel mit Gütern gilt nach wie vor als beherrschendes Phänomen der 
internationalen Wirtschaftsbeziehungen. In den Aufwertungsdebatten entbrannte 
der Streit nur um die Erleichterung des Imports und um die Erschwerung des 
Exports. Mit dem am Rande eingeflochtenen Argument von der Begünstigung 
deutscher Investitionen im Ausland und der Hemmung ausländischer Anlagen 
In der BRD wurde lediglich um die Unterstützung jener gebuhlt, denen aus 
nationalistischen Gründen zwar die Aktivitäten amerikanischer Unternehmen in 
der BRD und Europa ein Dorn im Auge sind, nicht aber die Verbreitung deutschen 
Unternehmertums im Ausland.

Bei den meisten Staaten dominiert zwar noch der Warenhandel. Erst im Falle 
der USA und Großbritanniens übertrifft die Auslandsproduktion den Export um 
ein Vielfaches. Japan und die BRD stellen gerade ein Fünftel bzw. ein Drittel 
ihrer Ausfuhren im Ausland her. Aber die Tendenz wird immer deutlicher: Inter­
national verbundene Unternehmen schicken sich an, zum beherrschenden Element 
internationaler Wirtschaftsbeziehungen zu werden. Eine Revision der Politik ist 
deshalb dringend erforderlich.

Die Hilflosigkeit des Finanzministeriums bei der Entwicklung geeigneter Kriterien 
zur Schätzung des steuerpflichtigen Gewinns solcher Unternehmen -  insbeson­
dere wenn Basisgesellschaften. in Steueroasen zwischengeschaltet sind — ist 
angesichts dieser Entwicklung beängstigend. Das Ministerium steht allerdings
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vor Problemen, die der Quadratur des Kreises gieictien. Einerseits solien die 
für ein stetiges Wirtsciiaftswaciistum vermutlicii notwendigen Direl<tinvestitionen 
im Ausland erleichtert werden, andererseits soll den Unternehmen die dadurch 
möglich gewordene Steuerflucht verwehrt werden. Und doch ist dieser Vorgang 
symptomatisch für die Schwierigl<eiten, mit denen in Zukunft gerechnet werden 
muß. Denn nicht nur die Finanzpolitil< bedarf einer neuen außenwirtschaftlichen 
Absicherung.

Auch die Geld- und Währungspolitil< muß in Übereinstimmung mit dieser neueren 
weltwirtschaftlichen Entwicklung umgestaltet werden. Spätestens nach der Auf­
wertung von 1961 ist den Wirtschaftspolitikern klar geworden, daß bei einer 
offenen Wirtschaft die Steuerungsmechanismen der nationalen Geld- und Kredit­
politik ihre Wirksamkeit verlieren. Seit der letzten Währungskorrektur steht fest, 
daß die dabei wirksam werdenden Mechanismen durch die beschleunigte Ent­
wicklung multinationaler Konzerne entscheidend an Durchschlagskraft gewonnen 
haben. Nach amerikanischen Schätzungen ist 1969 wenigstens die Hälfte des 
spekulativen Geldzuflusses zur BRD auf Transaktionen international verflochtener 
Unternehmen zurückzuführen. Es kann also nicht einmal mit Sicherheit ausge­
schlossen werden, daß durch iVlißbrauoh ökonomischer Macht die Entscheidung 
zur Paritätsänderung erzwungen wurde.

Die Einkommens- und Sozialpolitik erhält durch das Vordringen multinationaler 
Konzerne ebenfalls eine neue Dimension. Die Errichtung von Zweigbetrieben in 
Niedriglohnländern engt den Spielraum der nationalen Lohnpolitik ein und ge­
fährdet die Sicherheit der Arbeitsplätze. Angesichts von mehr als zwei Millionen 
ausländischer Arbeitskräfte in der BRD ist das sicherlich kein akutes Problem, 
doch wer vermöchte mit Sicherheit zu behaupten, daß wir auf Dauer von der 
strukturellen Arbeitslosigkeit der USA und Großbritanniens verschont bleiben.

Außerdem muß die Entwicklungspolitik neu überdacht werden. Sie besteht be­
reits zu einem großen Teil in der Förderung privater Investitionen in Entwick­
lungsländern. Eine Forcierung dieser Politik steht nicht nur in der BRD zur 
Debatte. Ob damit allerdings den jungen Nationen Asiens, Afrikas und Latein­
amerikas wirklich geholfen ist, steht noch nicht fest. Neben die auch für Industrie­
länder bestehenden politischen Unsicherheiten treten eventuell noch andere 
Nachteile. Multinationale Unternehmen neigen dazu, ihre Entscheidungszentren 
in Industrieländern zu belassen. Ihre Aktivität nimmt mit zunehmender Entfernung 
von diesen Zentren ab. Dadurch werden bestehende Einkommensgefälle und 
Abhängigkeiten eher konserviert als aufgehoben. Als sicher kann wohl ange­
nommen werden, daß die Investitionen Profite erbringen. Ob sie aber vom Stand­
punkt des Gastlandes effizient sind, ist nicht erwiesen.

So profitieren von der gegenwärtigen außenwirtschaftlichen Situation mit Sicher­
heit nur die multinationalen Konzerne selbst. Ihr Beitrag zur Weltproduktion 
wird weiter rapide steigen und ihr Einfluß zunehmen; denn ihre weltumspannen­
den Transaktionen finden in einem politischen Vakuum statt.

Die nationale Wirtschaftspolitik ist nicht in der Lage, diese Vorgänge in den 
Griff zu bekommen. Die Finanzpolitik verliert mit zunehmender Bedeutung inter­
nationaler Unternehmen mehr und mehr an Wirksamkeit. Die derzeitigen Be­
mühungen um eine Eindämmung der Steuerflucht zeigen dies deutlich.

Die Geld- und Währungspolitik vermag bereits heute den nationalen Interessen 
nur noch bedingt Rechnung zu tragen. Einkommens- und Sozialpolitik einerseits 
und Entwicklungspolitik andererseits führen sich gegenseitig ad absurdum. Die 
Entwicklungspolitik fördert die Verlagerung arbeitsintensiver Produktionen in 
Entwicklungsländer, aus einkommens- und sozialpolitischen Gründen aber ge­
nießen gerade diese Industriezweige den Schutz eines ausgeprägten Protek­
tionismus.

Nur wenn sich die Gewerkschaften und die wirtschaftspolitischen Instanzen in 
ähnlicher Weise internationalisieren wie die Konzerne, könnten international ver­
flochtene Unternehmen der erforderlichen Kontrolle unterworfen werden. Doch 
zuvor gilt es, Funktion und Verhaltensweisen dieser neuen Unternehmensform 
exakt zu erforschen.
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